
 

profitax ag | Poststrasse 30 | 6300 Zug | T +41 41 521 42 42 | info@profi-tax.ch | www.profi-tax.ch 

 

BETRIEBSSTÄTTE DBA CH-DE: VORAUSSETZUNG DER UNTERNEHMERISCHEN TÄTIGKEIT  

Das Bundesgericht hat in einem kürzlich ergangenen 

Entscheid erläutert, welche Mindestanforderungen 

eine Einrichtung erfüllen muss, damit sie als Be-

triebsstätte qualifiziert. 

Bei persönlicher Zugehörigkeit eines Steuersubjek-

tes in der Schweiz ist die Steuerpflicht unbeschränkt, 

sie erstreckt sich jedoch nicht auf Geschäftsbe-

triebe, Betriebsstätten und Grundstücke im Ausland 

(vgl. Art. 6 Abs. 1 DBG). Eine Betriebsstätte wird ge-

mäss Art. 4 Abs. 2 DBG als feste Geschäftseinrich-

tung definiert, in der die Geschäftstätigkeit eines 

Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt wird. 

Das Doppelbesteuerungsabkommen zwischen der 

Schweiz und Deutschland (DBA CH-DE) regelt die Zu-

teilung von Unternehmensgewinnen (Art. 7 Abs. 1), 

indem die Gewinne eines Unternehmens eines Ver-

tragsstaates nur in diesem Staat besteuert werden 

können, es sei denn, dass die Tätigkeit durch eine im 

anderen Staat gelegene Betriebsstätte ausgeübt 

wird. Dann werden die der Betriebsstätte zurechen-

baren Gewinne im anderen Staat besteuert. 

Art. 5 Abs. 1 DBA CH-DE umschreibt Betriebsstätten 

als feste Geschäftseinrichtung, in der die Tätigkeit 

des Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt 

wird. Somit ist der einzige Unterschied zur Definition 

im DBG, dass lediglich eine Tätigkeit und nicht eine 

Geschäftstätigkeit erforderlich ist.  

Dies hat zur Folge, dass auch Einrichtungen, in wel-

chen keine kaufmännische Tätigkeit ausgeübt wird, 

beispielsweise lediglich Vermögensverwaltungstä-

tigkeiten, eine Betriebsstätte im Sinne des DBA CH-

DE darstellen können (nicht aber nach DBG).  

 

 Gegenstand von Art. 7 Abs. 1 DBA CH-DE sind aller-

dings Unternehmensgewinne. Der Begriff des Unte-

nehmens ist im Abkommen selber nicht definiert, 

somit kommt grundsätzlich die Definition nach 

schweizerischem Recht zur Anwendung. Als Unter-

nehmen gilt gemäss Bundesgericht eine organisierte 

Einheit von Arbeit und Kapital, die selbstständig, ge-

gen aussen sichtbar und planmässig wirtschaftliche 

Leistungen für Dritte erbringt.  

Wird eine Tätigkeit als blosse private Vermögensver-

waltung qualifiziert, dann fehlt es an einer selbst-

ständigen bzw. unternehmerischen Tätigkeit. Damit 

liegt auf jeden Fall eines der Elemente nicht vor, die 

gegeben sein müssen, um die entsprechenden Er-

träge und Zuwendungen einer Betriebsstätte zuwei-

sen zu können.  

Mit Bezug auf die Entscheidungsharmonie ist im 

Weiteren festzuhalten, dass auch nach deutscher 

Auffassung eine auf Gewinnerzielung gerichtete Tä-

tigkeit oder eine dazu dienende Betriebseinheit vor-

liegen muss und, dass die Tätigkeit selbstständig 

ausgeübt werden muss. Negativ wird daraus abge-

leitet, dass blosse vermögensverwaltende Tätigkei-

ten nicht erfasst sind. Dies gilt selbst dann, wenn es 

sich um ein erhebliches Vermögen handelt. 

Daraus ergibt sich der wichtige Schluss, dass doppel-

besteuerungsrechtlich zwar lediglich eine Tätigkeit 

und nicht unbedingt eine eigentliche Geschäftstätig-

keit in den Betriebsstätteeinrichtungen ausgeübt 

werden muss, um der Qualifikation als Betriebs-

stätte zu genügen. Als Mindestvoraussetzung für die 

Qualifikation als Betriebsstätte ist aber erforderlich, 

dass eine zumindest andernorts ausgeübte unter-

nehmerische bzw. auf Gewinnerzielung gerichtete 

Tätigkeit vorhanden sein muss. 
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